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Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses gemäß § 91 SGB V vom 16. Juli 2020 
hier:  Änderung der Verfahrensordnung (VerfO): Umsetzung der Änderungen des § 137h   

SGB V durch das TSVG 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der von Ihnen gemäß § 91 Absatz 4 Satz 2 SGB V vorgelegte o. a. Beschluss vom 16. Juli 2020 über 

eine Änderung der Verfahrensordnung wird genehmigt. 

 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

 

1. Vor der Bekanntmachung des Beschlusses im Bundesanzeiger wird um Korrektur der 

folgenden offenbaren Unrichtigkeiten gebeten: 

 

a) In Ziffer II Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb muss es statt „Satz 2“ richtig 

heißen „Satz 3“.  

b) Aufgrund der beschlossenen Anpassung der bisherigen Regelung in § 37 Absatz 6 Satz 4, 

2. Kapitel VerfO und deren Verschiebung nach Absatz 8 Satz 1 dieses Paragraphen muss 

der Änderungsbefehl in Ziffer II Nummer 8 Buchstabe d richtig heißen: „Absatz 6 Satz 2 

und 4 wird aufgehoben.“  

c) In Anhang 1 zu dem Beschluss muss es auf Seite 13 in Abschnitt II Nummer 3.2 statt 

„Medizinprodukt der Klasse IIb gemäß Artikel 51 in Verbindung mit Anhang VIII der  

Verordnung (EU) 2017/745“ richtig heißen: „Medizinprodukt der Klasse IIb gemäß 

Anhang IX der Richtlinie 93/42/EWG“. 

  Dr. Josephine Tautz 
  Ministerialrätin 
  Leiterin des Referates 213 "Gemeinsamer 

Bundesausschuss, Strukturierte 
Behandlungsprogramme (DMP), 
Allgemeine medizinische Fragen in der 
GKV" 
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Für die Korrektur offenbarer Unrichtigkeiten dürfte ein förmlicher Beschluss des 

Gemeinsamen Bundesausschusses nicht erforderlich sein. 

 

2. Es wird zudem angeregt zu prüfen, ob die in Anhang 1 zu dem Beschluss auf Seiten 37 und 38 

in Abschnitt IV Nummer 8 (Studienkosten) enthaltenen Vorgaben an die zuletzt mit 

Beschluss vom 17. September 2020 geänderte Formulierung der Nummer 6 in Abschnitt V 

der Anlage I zum 2. Kapitel VerfO angeglichen werden sollten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Dr. Josephine Tautz 

 

 

 

 


